Norwegisches Informationsblatt über Entschädigungen

Norwegisches informationsblatt über entschädigungen
***

Das vorliegende Informationsblatt ist von norwegischen Kraftverkehrsversicherungsgesellschaften zusammen mit dem Norwegischen Kraftverkehrsversicherungsbund zusammengestellt worden. Es ist nur darauf konzipiert, den Vertretern der Versicherungsgesellschaften eine kurze und summarische Übersicht der norwegischen Erstattungsvorschriften zu verschaffen. Es erteilt keinerlei ausreichenden Aufschluss darüber, wie ein Erstattungsverfahren im Sinne des norwegischen Rechts aufgenommen werden soll.

***

Bei Erstattungsansprüchen gegenüber den norwegischen Kraftverkehrsversicherungsgesellschaften und dem Norwegischen Kraftverkehrsversicherungsbund muss folgendes Verfahren befolgt werden:

1. Kontakt mit der zuständigen Versicherungsgesellschaft in Norwegen aufnehmen (bei Schäden, die durch ein unbekanntes oder unversichertes Fahrzeug verursacht wurden - mit dem Kraftverkehrsversicherungsbund), die innerhalb von 10 Tagen eine Antwort erteilt.

2. Schadenmeldung, Fahrzeugbrief usw. vorlegen

3. Den Schätzungswert des Schadens angeben. Schadennachweis vorlegen.

4. Vor der Klärung des Sachverhalts mit der zuständigen Versicherungsgesellschaft keine Verantwortung für den Schaden übernehmen. 

Das Informationsblatt spiegelt den Rechtsstand von Oktober 2002 wider
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I. Verantwortungsregeln

A. Allgemeine Prinzipien 

Das Kfz-Verantwortungsrecht aus dem Jahr 1961 (Bilansvarsloven - BAL) umfasst Vorschriften, die Schadenleistungen festlegen, die einem Geschädigten zustehen, wenn der Schaden von einem Kraftfahrzeug verursacht wird.

Damit eine Erstattungspflicht festgestellt werden kann, müssen gemäß dem norwegischen Recht folgende Grundvoraussetzungen erfüllt sein:

1. Verantwortungsgrundlage

2. Kausalzusammenhang (ursächlicher Zusammenhang) 

3. Materieller Verlust

Alle drei Voraussetzungen müssen erfüllt sein, bevor eine rechtliche Erstattungspflicht entstehen kann.

Im norwegischen Erstattungsrecht unterscheidet man zwei Arten von Verantwortungsgrundlagen:

· Auf dem Schuldprinzip beruhende Haftung (sog. Culpa-Haftung)

· Objektive Haftung

Die auf dem Schuldprinzip beruhende Haftung bedeutet, dass der Verursacher nur dann zur Verantwortung gezogen werden kann, wenn ihm die Schuld (Fahrlässigkeit) nachgewiesen werden kann. Ausschlaggebend ist hierbei, ob es sich um einen unvermeidlichen Zufall handelt, der eine Haftung ausschließt, oder Vorfälle, die man als fahrlässig bezeichnen kann, und die eine Haftungspflicht nach sich ziehen, falls die übrigen o.g. Grundvoraussetzungen erfüllt sind. 

Die Rechtsverletzung, wie z. B. Verstoß gegen die Verkehrsvorschriften, lässt darauf schließen, dass ein auf dem Schuldprinzip beruhender Haftungsfall vorliegt, jedoch nicht in Fällen, wo die Vorschrift nur von formeller Bedeutung ist, wie z. B. bei Führerscheinvorschriften. Außerdem ist es erforderlich, dass die Anwendung der Vorschrift dem Schutz des beschädigten Eigentums dienen soll.

Die objektive Haftung bedeutet Verantwortung ohne Schuldausspruch und beruht darauf, dass der Verursacher für den Schaden haftbar gemacht wird, unabhängig davon, ob er verantwortlich oder unverantwortlich gehandelt hat. Diese Art von Haftung umfasst ebenfalls unvermeidliche Zufälle. Die eventuelle Einschätzung von Fahrlässigkeit ist hierbei ohne Bedeutung, da der Verursacher des Schadens unabhängig davon zur Verantwortung gezogen wird, wenn die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind.

Der Kausalzusammenhang ist hingegen weniger klar definiert als die Verantwortungsgrundlagen. Das Hauptprinzip besagt, dass ein ununterbrochener Zusammenhang zwischen der den Schaden verursachenden Handlung und dem Schaden selbst bestehen muss. Hierbei wird auch verlangt, dass der Zusammenhang ersichtlich ist. Dies setzt voraus, dass der Schaden eine wahrscheinliche Folge der ihn verursachenden Handlung ist.

Die letzte Voraussetzung, die zum Entstehen einer Erstattungspflicht erforderlich ist, besagt, dass der Schaden in Geld abschätzbar sein muss. Gedeckt werden soll der materielle Verlust des Geschädigten. Die Rechtspraxis hat gewisse Hauptprinzipien für die Schadenabschätzung entwickelt. Gewöhnlich wird die Höhe der Entschädigung auf eine Summe festgelegt, die dem Geschädigten die Anschaffung eines entsprechenden, neuen Gegenstandes ermöglichen soll. Der Geschädigte hat Anspruch auf eine Barzahlung unter Berücksichtigung der Mehrwertsteuer, unabhängig davon, ob er beschließen sollte, den Gegenstand zu reparieren oder nicht. Der Geschädigte muss versuchen, seinen Verlust so weit wie möglich zu reduzieren, vgl. § 5-1 Pkt.2 des Erstattungsrechts (SKL).

Laut § 5-1 des SKL kann die Summe der Entschädigung verringert oder gar nicht ausgezahlt werden, wenn der Geschädigte den Schaden selbst verschuldet hat. Vorausgesetzt wird hierbei, dass ein Kausalzusammenhang zwischen der Handlung des Geschädigten und dem entstandenen Schaden nachgewiesen werden kann. 

Die Kfz-Haftungsvorschrift definiert die Erstattungspflicht im Einklang mit den allgemeinen Rechtsvorschriften und setzt die Regeln für Schadenleistungen bei Personen- und Materialschäden fest. Bei Personenschäden werden sowohl körperliche, als auch seelische Schäden gedeckt. Wenn sich der Schaden in keiner Weise auf eine Person oder einen Gegenstand bezieht, steht keine Entschädigung im Sinne des BAL zu. 

Die Hauptregel des BAL besagt, dass alle von dem Kraftfahrzeug verursachten Schäden kraft dieses Rechts gedeckt werden sollen. Die Vorschrift beschränkt sich auf die Entschädigung für ”transportierte Gegenstände”, jedoch ausschließlich dann, wenn diese privates Eigentum darstellen. Für das Eigentum von Dritten wird keine Haftung übernommen. Die Entschädigung für Sachschäden umfasst nur Gegenstände des persönlichen Gebrauchs und keine Konsumgüter. Laut §9 des BAL wird die maximale Höhe der Entschädigung bei Schäden an transportierten Gegenständen auf 1 Million norwegische Kronen pro Schadenfall festgelegt.

Vorausgesetzt wird, dass ein ersichtlicher Zusammenhang zwischen dem Kraftfahrzeug und dem verursachten Sachschaden besteht. 

Definition eines Kraftfahrzeuges: Im Sinne des BAL ist es ein Fahrzeug, das von einem Motor betrieben wird und der Fortbewegung auf der Erdoberfläche dient, jedoch nicht auf Schienen läuft. Jegliche Anhänger werden als ein Teil des Fahrzeugs angesehen, wenn sie an ihn fest angeschlossen sind. 

§ 8 Abs. 5 der Versicherungsvertragsbedingungen sieht zwei Fristen vor, die beide allgemein für die vom Vertrag gesicherten Seiten gelten:

· 1 Jahr vom Zeitpunkt, an dem sich der Versicherte Wissen über die Umstände verschafft hat, die einen Anspruch auf Entschädigung im Rahmen des abgeschlossenen Versicherungsvertrages rechtfertigen.

· 6 Monate vom Zeitpunkt, an dem der Versicherte schriftlich von der ganzen oder teilweisen Ablehnung des Schadensersatzanspruches schriftlich benachrichtigt wurde. 

B. Einzelvorschriften

1. Der Rechtsrahmen: 

Im §4 des BAL finden wir das Hauptprinzip der objektiven Haftung. Die objektive Haftung gilt nur für die Versicherungsgesellschaft, so dass der Fahrer nur der allgemeinen Verantwortung im Sinne des § 11 des BAL unterliegt. Die objektive Haftung der Versicherungsgesellschaft wird jedoch vom §8 des BAL, in dem Kollisionsfälle behandelt werden, modifiziert. 

Schäden, die durch Gegenstände verursacht werden, die von einem Fahrzeug fallen oder aus einem Fahrzeug geworfen werden, unterliegen ebenfalls der Rechtsordnung. Falls die aus/von einem Fahrzeug herunterfallenden Gegenstände das dahinterliegende Fahrzeug treffen und beschädigen sollten, sind solche Schäden klar rechtlich erfasst. Der Zeitpunkt ist jedoch dafür ausschlaggebend, ob eine Entschädigung gemäß dem BAL ausgezahlt werden kann. Wenn die Steine lange Zeit auf der Fahrbahn gelegen haben, bevor sie ein anderes Fahrzeug treffen, schwindet der Zusammenhang zwischen dem Schaden und dem Fahrzeug mit der Zeit. 

Das BAL sieht keinen körperlichen Kontakt zwischen dem Verursacher und dem Geschädigten als erforderlich. Falls ein Fahrzeug von einem anderen Fahrzeug von der Fahrbahn gedrängt wird, ist dies vom BAL gesetzlich geregelt. 

Falls die Schuld des Verursachenden im Sinne des §8 Abs. 1 des BAL nachgewiesen werden kann, soll auch die Mitschuld des Geschädigten ermittelt werden, vgl. §8 Abs. 2 BAL. Die im Absatz 2 festgelegte Mitschuld ist streng und selbst die kleinste Fahrlässigkeit seitens des Geschädigten kann die Feststellung seiner Mitschuld bewirken.

Bei einer Kollision zwischen den Fahrzeugen A und B können bei der Schuldzuweisung vier Arten von Lösungen in Betracht gezogen werden:

Die gesamte Schuld wird A zugeschrieben. A`s Versicherungsgesellschaft muss deshalb für die von B davongetragenen materiellen Schäden aufkommen.

Die gesamte Schuld wird B zugewiesen und dementsprechend muss dessen Versicherungsgesellschaft den totalen, von A getragenen Schaden decken. 

Schuldteilung: Sowohl A als auch B werden als mitschuldig angesehen und für die Mitschuld der einzelnen Parteien muss ein Prozentwert ermittelt werden. Gewöhnlich wird die Verantwortung in zwei, drei oder vier Teile gegliedert. Wenn das Fahrzeug A 1/3 der Schuld und Wagen B 2/3 der Schuld tragen sollen, wird 1/3 der von B erlittenen Schäden von A`s Versicherungsgesellschaft getragen, während B`s Versicherungsgesellschaft für 2/3 der von A erlittenen Schäden aufkommen muss.

Jede Partei erkennt den eigenen Schaden an. Wenn eine solche Lösung gewählt wird, kann die Verantwortung nicht auf objektive Weise ermittelt werden und weder A noch B kann für den entstandenen Schaden haftbar gemacht werden.

Ein Kausalzusammenhang muss bestehen, jedoch wird kein physischer Kontakt zwischen den Parteien vorausgesetzt. Wenn man von der Fahrbahn gedrängt wird, findet §8 des BAL Anwendung.

Voraussetzung für die Zuweisung der Verantwortung ist die Erkenntnis, dass der Verursacher des Schadens ”ohne die gehörige Vorsicht gehandelt hat”. Es wird hier auf die Haftung als Folge von Fahrlässigkeit nach allgemeinen Regeln hingewiesen. Hierbei sollte beachtet erden, dass die angewandte Norm ausreichend streng ist. Dies hängt damit zusammen, dass die Nutzung von Kraftfahrzeugen mit einem gewissen Risiko verbunden ist und dass man auch bei minderen Abweichungen von dem, was als verantwortungsvolles Handeln bezeichnet, zur Verantwortung gezogen werden kann. Die Entscheidung wird unter Berücksichtigung aller Umstände gefällt, wobei man davon ausgeht, dass der Fahrer die Kontrolle über die ganze Verkehrssituation haben sollte.

Die Beteiligung des Geschädigten:

Wenn der Geschädigte den Schaden vorsätzlich verursacht hat, ist dies ein Grund, die Höhe der Entschädigung zu reduzieren oder gar auf eine Auszahlung der Entschädigung zu verzichten. Es ist in den meisten Fällen jedoch sehr schwierig, dieses vorsätzliche Handeln tatsächlich nachzuweisen. Ob der Geschädigte durch mehr als geringe Fahrlässigkeit zu dem Vorfall beigetragen hat, ist aus dem ganzheitlichen Bild des Ereignisses zu schließen. Obwohl der Verstoß gegen die Verkehrsvorschriften in sich selbst noch keine Grundlage für die Feststellung der Fahrlässigkeit bildet, lässt dies klar auf die wahrscheinliche Ursache schließen. Wie bereits erwähnt, muss die Fahrlässigkeit mehr als gering sein, damit die Entschädigung reduziert wird oder gar wegfällt. 

Bei Kraftfahrzeugen besteht die Pflicht, die Sitzgurte anzuschnallen, wenn diese vorhanden sind. Wenn der Geschädigte ernsthaft verletzt wird, wenn sein Wagen die Fahrbahn verlassen hat, und die Versicherungsgesellschaft Grund zur Annahme hat, dass das Ausmaß der Schäden bei angeschnalltem Sitzgurt wesentlich geringer gewesen wäre, besteht die Möglichkeit zur Reduzierung der Entschädigung.

2. Höhere Gewalt oder Einfluss von Dritten

2.1    Höhere Gewalt (Force majeure)

Das BAL (vom 03.02.61) sieht keine Ausnahmen für die höhere Gewalt vor. Hier ist die Rede vom Einfluss natürlicher Gewalten (Überschwemmung, starker Wind usw.). Wenn aufgrund solcher Umstände Schäden entstehen, werden diese natürlichen Gewalten als Hauptursache angesehen. Selbst wenn unter solchen Umständen ein Fahrzeug den Schaden verschulden sollte, finden die Vorschriften des BAL keine Anwendung. Diese Frage sollte im Prinzip kein Problem darstellen.

2.2    Mitwirkung

Das BAL beinhaltet zwei Regeln, die die Mitwirkung regeln:

2.2.1
§ 7 des BAL

Diese Regel findet Anwendung bei Personenschäden und materiellen Schäden, jedoch nicht bei Schäden, die an anderen Fahrzeugen verursacht wurden. Sie sieht eine mögliche Reduzierung der Entschädigungshöhe oder einen Verzicht auf deren Auszahlung vor, unabhängig davon, ob sich der Geschädigte im Inneren des Fahrzeugs oder außerhalb befand. Die Regel bezieht sich in diesem Fall auch auf den Fahrer.

Die Mitwirkungsvorschrift findet in folgenden Fällen Anwendung:

· Bei Schäden, die unter Beteiligung eines geparkten Wagens entstanden sind. Der Wagen muss vorschriftgemäß abgestellt sein und der Zusammenhang mit den typischen ”schadenerzeugenden” Eigenschaften eines Fahrzeugs muss gering oder gleich Null sein.

· Der Geschädigte hat den Schaden aufgrund eigener Fahrlässigkeit mitverursacht.  Es gibt keine formelle Voraussetzung, dass es sich um grobe Fahrlässigkeit handeln muss, jedoch muss diese bedeutend sein.

· Dem Geschädigten Fahrer eines gestohlenen Fahrzeugs steht nur in besonderen Fällen eine Entschädigung zu. Dem Geschädigten Passagier steht keine Entschädigung zu, wenn er sich dessen bewusst war, dass das Fahrzeug gestohlen wird.

· Der Geschädigte Fahrer hat keinen Anspruch auf Entschädigung, wenn er den Schaden unter Einfluss von Alkohol oder anderen Rauschmitteln am Steuer verursacht hat. In jedem Fall wird ein Alkoholpegel von über 0,5 Promille als Trunkenheit angesehen.

Die Fahrlässigkeit des Verursachers erhöht die Schwelle, bei der man die Mitwirkung des Geschädigten bei dem entstandenen Schaden berücksichtigt.

2.2.2
§ 8 des BAL

Diese Regel bezieht sich auf Schäden, die ein Fahrzeug an einem anderen Fahrzeug verursachen kann. Die Verantwortungsgrundlage kann aus einem oder mehreren Elementen bestehen:

· Fahrlässigkeit seitens des Fahrers, der Passagiere o.Ä.

· Technisches Versagen des Fahrzeugs

· Der Wagen befindet sich in einer Lage, einem Zustand o.Ä., die auf einen Verstoß gegen die geltenden Verkehrsvorschriften schließen lassen.

Wenn eine solche Grundlage auch seitens des Geschädigten gegeben ist, findet die Mitwirkungsvorschrift Anwendung, die zur Ermittlung der Mitverantwortung führt.

3. Die Hauptvorschriften der norwegischen Straßenverkehrs-Ordnung 

3.1  Die Gesetzgebung

Die StVO (vom 18.06.65) ist das zentrale Gesetz, das die Verkehrsvorschriften festlegen soll. Dieses Gesetz legt gewisse Verhaltensregeln fest und bildet die Grundlage für andere Verordnungen. Zu den wichtigsten gehören:

· Die Verkehrsvorschriften (vom 21.04.86)

· Die Verkehrszeichenvorschrift (vom 10.10.80)

Darüber hinaus gibt es Vorschriften, welche die technische Nutzung von Kraftfahrzeugen, deren technischen Zustand, die Last und die Anzahl der Passagiere, Führerscheinregeln usw. festlegen.

3.2  Die wichtigsten Bestimmungen

Die Hauptregel des Gesetzes ist der § 3 der StVO, der besagt, dass ”jeder mit den anderen Teilnehmern im Straßenverkehr rechnen muss und aufmerksam und vorsichtig handeln soll, so dass keine Gefahr entsteht oder Schaden verursacht wird...”. Diese Regel bildet den Grundsatz für alle Verhalten im Straßenverkehr.

Darüber hinaus kann auf folgende wesentliche Vorschriften hingewiesen werden:

· Die Lage des Fahrzeugs auf der Fahrbahn

Das Fahrzeug soll auf der rechten Straßenseite geführt werden, innerhalb der vorgesehenen Fahrspur. Beim Abbiegen nach rechts sollte man sich so nahe am rechten Straßenrand bewegen, wie nur möglich. Beim Abbiegen nach links soll man sich hingegen an die Straßenmitte halten oder, falls mehrere Fahrspuren in der Fahrtrichtung zur Verfügung stehen, die linke Fahrspur wählen. 

Die Führung des Fahrzeugs nahe am rechten Straßenrand ist vor allem wichtig auf Wegen, die für ein Aufeinandertreffen zweier Fahrzeuge mit normaler Geschwindigkeit und Lage auf der Fahrbahn zu schmal sind. In solchen Fällen kann es sich als notwendig erweisen, die Fahrzeuge anzuhalten und ein Ausweichmanöver durchzuführen. Für eine solche Situation sieht die StVO keine besonderen Bestimmungen vor und die Verhaltensweise resultiert lediglich aus dem allgemeinen Vorsichtsprinzip.

· Vorfahrtsrecht 

Die Hauptregel der StVO ist das Vorfahrtsrecht für die von rechts kommenden Fahrzeuge, vorausgesetzt, dass keine andere Grundlage gegeben ist. Diese Regel findet Anwendung z. B. auf Parkplätzen und an Kreuzungen.

· Straßenkreuzungen

An Kreuzungen hat der von rechts kommende Verkehr Vorfahrt, es sei denn es gelten Vorfahrtszeichen oder Stoppzeichen.

· Ausfahrt aus Parkplätzen und dergleichen

Beim Verlassen einer Ausfahrt, eines Parkplatzes und dergleichen muss immer Vorfahrt gewährt werden. 

· Rückwärtsfahren und Wenden

Beim Rückwärtsfahren muss allen Verkehrsteilnehmern Vorfahrt gewährt werden.

· Fahrspur wechseln

Beim Wechsel der Fahrspur muss man dem sich auf der anderen Fahrspur bewegenden Verkehr Vorfahrt gewähren. Das gleiche gilt beim Einordnen vom Straßenrand.

· Fußgänger

Fußgänger, die sich auf dem Fußgängerübergang befinden oder im Begriff sind, ihn zu betreten, haben immer Vorrang. Das gleiche gilt auch für Autofahrer, die den Bürgersteig oder Fußgängerweg überqueren.

· Radfahrer

Radfahrer haben gewöhnlich die gleichen Rechte und Pflichten im Straßenverkehr wie andere Fahrzeuge. Sie dürfen sich jedoch auf Fußgängerwegen bewegen und haben deshalb Vorfahrtsrecht vor Kraftfahrzeugen, die den Fußgängerweg überqueren.

· Überholmanöver

Ein Überholmanöver darf in der Regel nur von der linken Seite vorgenommen werden, es sei denn das zu überholende Fahrzeug hat die Absicht, nach links abzubiegen. Das Manöver ist vor und an Kreuzungen verboten und an Stellen, wo begrenzte Sicht herrscht oder die mit entsprechenden Zeichen des Überholverbots oder einer Sicherheitslinie markiert sind. 

· Abbiegen

Beim Abbiegen nach links muss man das Vorfahrtsrecht des entgegenkommenden Verkehrs beachten und besondere Vorsicht gegenüber dem von hinten kommenden Verkehr aufweisen. 

· Kreisverkehr

Beim Wählen der Fahrspur im Kreisverkehr gelten die gleichen Regeln wie bei allen anderen Kreuzungen.

Die meisten Kreuzungen mit Kreisverkehr sind mit Vorfahrtszeichen versehen. Das sich im Kreisverkehr befindende Fahrzeug hat damit Vorfahrt vor Fahrzeugen, die von außerhalb kommen. 

II. 
DIE VERSICHERUNG

A. Die Begünstigten des Versicherungsvertrages
Das Versicherungsvertragrecht (vom 16.06.89) setzt die Rahmenbedingungen für den Abschluss von Versicherungsverträgen in Norwegen fest. Es umfasst auch die Definition von Grundbegriffen, wie z. B.:

Der Versicherungsnehmer: 
Person, die einen Versicherungsvertrag mit der Versicherungsgesellschaft abschließt.

Der Versicherte:  

Person, der laut Vertrag eine Entschädigung zusteht.  

Man unterscheidet also zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Versicherten. Sehr oft handelt es sich hierbei um dieselbe Person oder eine juristische Person, jedoch muss es nicht immer der Fall sein.

Bei Haftpflichtversicherungen definiert man den Versicherten als Person, deren Verantwortung von der Versicherungsgesellschaft übernommen wird, im Gegensatz zum Geschädigten, dem eine Entschädigung seitens des Versicherten/Verursachers zusteht.

B. Der Umfang der Versicherung

Haftpflichtversicherung

Die Haftpflichtversicherung ist obligatorisch/gesetzlich verlangt. Gemäß des BAL richtet der Geschädigte seine Forderungen direkt an die versichernde Gesellschaft. Falls der Versicherungsvertrag eine Eigenbeteiligung vorsieht (sehr selten), kann diese nicht von der Summe der dem Geschädigten zustehenden Entschädigung abgerechnet werden.

· Sachschaden

Das BAL setzt die maximale Summe bei objektiver Verantwortung auf 10.000.000,- norwegische Kronen fest.
· Personenschäden

Bei Personenschäden wird kein Höchstsatz der Entschädigung festgesetzt.

· Geltungsbereich der Versicherung

Die Haftpflichtversicherung ist immer nur in Europa gültig. Die Versicherungsgesellschaften können dem Versicherungsnehmer eine grüne Karte ausstellen, wenn es Pflicht ist, jedoch wird die Karte nicht automatisch ausgestellt, wenn der Vertrag erneuert wird.

· Rechtsbeistand

Rechtsbeistand ist in den Vertrag der Haftpflichtversicherung eingeschlossen, jedoch wird sie nicht rechtlich angeordnet. Diese Angelegenheit wird von dem Versicherungsnehmer und der Gesellschaft selbst festgesetzt.

Der geografische Geltungsbereich des Rechtsbeistandes kann sich in einzelnen Fällen unterscheiden, jedoch umfasst er in der Regel Norwegen, Schweden, Dänemark, Finnland, Island und die Färöer. Als den Versicherten im Sinne der Haftpflichtversicherung bezeichnet man den Eigentümer, den rechtmäßigen Nutzer oder den Fahrer. Geschädigte, die sich außerhalb des Fahrzeugs befinden, werden deshalb nicht als versichert angesehen. Bei Personenschäden werden Ausgaben für den Rechtsbeistand als unabdingbar angesehen und als Teil der Entschädigung für den Sachschaden ausgezahlt.

Freiwillige Versicherungen gegen Schäden am Fahrzeug

Versicherungen gegen Schäden an Fahrzeugen werden freiwillig abgeschlossen. Sie umfassen Kaskoversicherungen, oder Versicherungen gegen Brand, Diebstahl, Beschädigungen an Scheiben und die Abschleppgebühren. Es gibt auch unterschiedliche Leistungen, die über  Kaskoversicherungen hinaus gehen. Eine Kaskoversicherung umfasst Brand, Diebstahl, Scheibenversicherung und gewöhnlich auch Abschleppgebühren.

Der versicherte ist in der Regel mit dem Versicherungsnehmer oder dem Besitzer identisch. Darüber hinaus kann man im Vertrag auch einen Hypothekengläubiger oder eine andere Person berücksichtigen. 

Mit wenigen Ausnahmen wird bei Versicherungen dieser Art ein Eigenmittelanteil festgesetzt. Dessen Höhe variiert, beträgt im Falle einer Kaskoversicherung aber in der Regel 4.000,- norwegische Kronen. Auch andere Summen können ausgemacht werden..

Kurz über den Umfang der Versicherung:

Brand:

Umfasst Brand, Blitzschlag und Explosion.

Diebstahl:

Umfasst Diebstahl des Fahrzeugs, Diebstahl aus dessen Innerem und Einbruch.

Scheiben:

Umfasst Beschädigungen an den Fensterscheiben des Fahrzeugs

Abschlepphilfe:

Umfasst das Abschleppen des Fahrzeugs zur nächsten Werkstatt, die eventuellen Heimreisekosten des Fahrzeugs und des Fahrers/Passagiers, als auch Übernachtungskosten. Die Leistungen sind unterschiedlich.

Kasko: 

Umfasst Versicherung gegen Brand, Diebstahl, Beschädigungen an Scheiben; gewöhnlich auch Abschleppgebühren. Zusätzlich werden Schäden bei Zusammenstößen, dem Verlassen der Fahrbahn usw. erstattet. Einige Versicherungsgesellschaften decken auch die Kosten für einen Mietwagen für eine begrenzte Zeit.

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Sonderversicherungen, wie z. B. eine Haftpflichtversicherung für Waren, welche die Verantwortung des Versicherten gegenüber dem Eigentümer der Waren bei Transportschäden im Güterverkehr decken.

C.
Der Garantiefonds (Verkehrsversicherungsbund)

Die Mitgliedschaft im norwegischen Garantiefonds (dem Verkehrsversicherungsbund) ist Pflicht für alle Versicherungsgesellschaften, die Verkehrsversicherungen anbieten. 

Der Bund deckt Schäden, die verursacht wurden durch

1. ein unversichertes Fahrzeug (§ 10 Abs. 1 BAL)

2. ein unbekanntes Fahrzeug an Personen, Eigentum und Tieren außer frei laufenden Tieren (§ 10 Abs. 2 BAL)
III. Sachschaden

A. Taxierung

Der Geschädigte muss seinen Anspruch dokumentieren. Bei Schäden an Fahrzeugen werden der Umfang und die Reparaturmethode von einem Taxator ermittelt. Es gibt Taxatoren, die in Versicherungsgesellschaften angestellt sind und unabhängige Taxatoren. Dem Schadengutachten müssen immer ein Foto des Schadens und ein Hinweis auf die Dauer dessen Behebung (die gewöhnliche Reparaturzeit) beigelegt werden. 

B. Abrechnung

1. Allgemeine Regeln 

Wenn der Geschädigte eine Kaskoversicherung für sein Fahrzeug abgeschlossen hat, sieht die Praxis so aus, dass die Kasko-Versicherungsgesellschaft zuerst eine Abrechnung mit dem Geschädigten vornimmt. Dies umfasst auch die Taxierung des beschädigten Fahrzeugs.

Falls der Geschädigte keine Kaskoversicherung abgeschlossen hat, soll er sich direkt an die verantwortliche Versicherungsgesellschaft wenden, damit diese die Taxierung und Abrechnung vornehmen kann.

Wenn der Geschädigte seinen Wagen in einer Werkstatt unterbringt, muss entweder die Werkstatt oder der Geschädigte selbst die Versicherungsgesellschaft darüber benachrichtigen (per Telefon, Faxnachricht oder E-Post). Dies sollte am besten einen Tag vor der Abgabe des Fahrzeugs geschehen, so dass die Versicherungsgesellschaft umgehend eine Taxierung vornehmen kann. 

Wenn der Geschädigte Mehrwertsteuerzahler ist, hat er keinen Anspruch auf Mehrwertsteuer bei der Reparatur von LKWs, Sattelschleppern, Aufliegern/Anhängern usw.

Es gibt 3 Arten von Abrechnung: Reparatur, Barzahlung und Verschrottung.

Nun möchten wir auf die einzelnen Formen eingehen.

2. Reparatur
Wenn eine Reparatur aus technischer und ökonomischer Sicht gerechtfertigt ist, werden die Kosten zurückerstattet. Die Versicherungsgesellschaft entscheidet ob und wo eine Reparatur vorgenommen werden soll. Die Reparatur muss die Wiederherstellung des früheren Zustandes (d. h. von vor dem Vorfall) bewirken. 

Wenn eine Reparatur der einzelnen beschädigten Teile aus technischer und ökonomischer Sicht nicht gerechtfertigt ist, werden diese durch Teile ersetzt, die den Originalteilen so genau wie möglich entsprechen.

3. Barzahlung
Wenn der Geschädigte die Reparatur selbst vornehmen möchte, kann unter Berücksichtigung der folgenden Regeln eine Barzahlung vorgenommen werden:

1. Die Entschädigung kann die Reparaturkosten und den Neupreis nicht übersteigen. 

2. Die Entschädigung wird aufgrund der Taxierung vorgenommen.

3. Die Entschädigung für die Arbeitskosten wird auf 50% der Werkstattkosten im Gutachten festgesetzt.

4. Die Mehrwertsteuer wird nur für die im Gutachten dokumentierten Teile ausgezahlt. 

Bei Schäden, die von der Haftpflichtversicherung gedeckt werden sollen, wird die Entschädigung in Übereinstimmung mit der Taxierung samt Mehrwertsteuer ausgezahlt.

4. Verschrottung

Wenn eine Behebung des Schadens aus technischer oder ökonomischer Sicht nicht gerechtfertigt ist, wird der Schaden mit einem Betrag ausgeglichen, der dem Marktpreis eines Fahrzeugs in ähnlichem Zustand, der gleichen Marke, Baureihe und des gleichen Jahrgangs entspricht.

Bei Kaskoschäden wird das versicherte Fahrzeug Eigentum der Versicherungsgesellschaft. Wenn abgemacht wird, dass der Versicherte das Fahrzeug behält, wird von der Summe der Entschädigung der Restwert des Fahrzeugs abgezogen.

Bei Entschädigungen, die im Rahmen der Haftpflichtversicherung ausgezahlt werden, kann der Geschädigte selbst entscheiden, ob er das Fahrzeug behalten möchte.

5. Wertverlust

Mit der Reparatur eines Fahrzeugs kann ein nicht realisierter ökonomischerer Verlust verbunden sein. Der Verlust wird erst beim Verkauf des Fahrzeugs ersichtlich und kann eine Senkung des Verkaufswertes bedeuten. Der Versicherte hat Anspruch auf einen Ausgleich dieses Verlustes seitens der zuständigen Versicherungsgesellschaft. Normalerweise wird ein solcher künftiger Wertverlust nur bei neueren Fahrzeugen ausgeglichen (unter 3 Jahren).

Der Geschädigte muss glaubhaft machen, dass sein Fahrzeug als Folge des Schadens einen unbehebbaren, beweisbaren Mangel trägt, oder das dessen wesentliche Teile so wesentliche Schäden davongetragen haben, dass diese später zu Fehlern oder Mängeln führen können und dass dies zu einem Wertverlust führen kann.

Der Wertverlust wird individuell eingeschätzt, abhängig von der Marke, Baureihe, dem Kilometerstand, dem Alter des Fahrzeugs, dem Umfang und der Höhe des Schadens,  dem Marktwert des Fahrzeugs und nicht zuletzt, der ökonomischen Abschätzung des Schadens mit Hinblick auf die ausgetauschten Teile usw. Der Anspruch auf Ausgleich des Wertverlustes ist mit den allgemeinen Versicherungsbedingungen verbunden. Der Wertverlust wird bei der Kaskoversicherung nicht berücksichtigt.
6. Schlichtungsverfahren  
In einzelnen Fällen kann es zu Unstimmigkeiten zwischen dem Geschädigten und der Versicherungsgesellschaft kommen über die Art der Reparatur, die Schadenfeststellung und die Ermittlung des Marktwertes eines Fahrzeugs. In solchen Fällen kann sowohl der Geschädigte als auch die Versicherungsgesellschaft fordern, dass die Reparaturmethode usw. im Wege eines Schlichtungsverfahrens ermittelt wird. 

Der Schiedsspruch wird von unabhängigen Sachverständigen abgegeben. Jede beteiligte Partei kann einen Sachverständigen berufen. Die Sachverständigen ernennen einen Schlichter, der eingreift, wenn die Sachverständigen keinen einstimmigen Entschluss fassen können. Die Entscheidung des Schlichters ist für beide Parteien bindend. Jede Partei bezahlt ihren Sachverständigen und die Hälfte des Honorars des Schlichters.

Beide Parteien können Anspruch auf ein Schlichtungsverfahren erheben, vgl. Bestimmungen. Wenn die Versicherungsgesellschaft auf einem Schlichtungsverfahren besteht, werden alle damit verbundenen Kosten von ihr getragen. Bei Schäden, die von einer Haftpflichtversicherung gedeckt werden sollen, wird eine solche Auseinandersetzung durch eine technische Schlichtung gelöst. Das Verfahren ist dem des o.g. Schlichtungsverfahrens sehr ähnlich und ebenfalls bindend für beide Parteien.

7. Entschädigung für Sachschäden, wie Kleidung, Gegenstände des persönlichen Bedarfs usw.

Falls Schäden an Kleidungsstücken oder Gegenständen des persönlichen Bedarfs entstanden sind, wird eine Entschädigung in Höhe deren tatsächlichen Wertes ausgezahlt. Der Wert wird auf einen Betrag festgesetzt, der eine Wiederbeschaffung der entsprechenden Gegenstände zu dem gegebenen Zeitpunkt ermöglicht. Der Geschädigte muss seinen Verlust nachweisen.

C. Andere Schäden

Das norwegische Erstattungsrecht sieht keine Entschädigungen für finanziellen Verlust vor. Für seelische und körperliche Schmerzen, die als Folge eines in Norwegen erlittenen Schadens davongetragen wurden, steht keine Entschädigung zu. 

Die Unmöglichkeit der Nutzung eines Fahrzeugs aufgrund eines Schadens kann einen finanziellen Verlust zur Folge haben. Falls ein Fahrzeug nicht genutzt werden kann, kann ein solcher Anspruch auf zweierlei Weise behandelt werden, je nach dem, ob es sich dabei um einen LKW, ein Taxi oder einen PKW handelt. Entweder wird der aus der Unmöglichkeit der Nutzung resultierende Verlust erstattet, oder es wird ein Mietwagen zur Verfügung gestellt. Falls es sich bei dem beschädigten Fahrzeug um einen PKW handelt, wird dieser normalerweise durch einen entsprechenden Mietwagen ersetzt.

Der Anspruch auf eine Entschädigung des entstandenen Verlustes oder einen Mietwagen gilt gleichermaßen für alle Fahrzeuge und setzt folgendes voraus:

1. es muss eine Anspruchsgrundlage bestehen

2. das Fahrzeug wird erwerbsmäßig genutzt

3. das Fahrzeug ist unerlässlich, weil es keine öffentlichen Beförderungsmittel gibt oder deren Gebrauch einen erheblichen Zeitverlust bedeuten würde

PKW
Unsere Verpflichtungen beschränken sich auf die Zeit der Behebung des entstandenen Schadens. Sie ergeben sich aus dem Taxierungsgutachten.

Bei einem Totalschaden beschränkt sich unsere Verantwortung auf bis zu 2 Wochen vom Zeitpunkt, an dem der Geschädigte ein Entschädigungsangebot erhalten hat. 

Normalerweise steht kein Mietwagen an Wochenenden und Feiertagen zu.

Der Geschädigte trägt die Kosten für die Autovermietung selbst und schickt seine dokumentierte Forderung dann an die zuständige Versicherungsgesellschaft. Die am eigenen Wagen eingesparten Ausgaben, wie Verschleiß, Öl usw. werden vom Betrag abgezogen. Diese betragen zirka 17% des Rechnungsbetrages, abzüglich Kraftstoff und evtl. Zusatzversicherungen, wie Eigenrisiko- und Unfallversicherung.

Eine alternative Lösung besteht darin, dass die Versicherungsgesellschaft selbst einen Wagen zur Verfügung stellt.

LKW/Sattelschlepper:

Auch hier beschränkt sich die Haftung der Gesellschaft auf die gewöhnliche Reparaturdauer des entstandenen Schadens, jedoch wird der mit der Unmöglichkeit der Nutzung verbundene Verlust aus den Rechnungen des Unternehmens ermittelt. Die Versicherung kommt für die Nettosumme des Verlustes auf. 

In einzelnen Fällen steht auch ein entsprechendes Mietfahrzeug zu, wenn dies zu einer Begrenzung des entstandenen Verlustes beitragen kann. Eine solche Lösung stellt jedoch eine Ausnahme dar.

Im Übrigen gibt es eine Reihe von Absprachen zwischen einzelnen Gewerkschaftsverbänden und den Versicherungsgesellschaften hinsichtlich der Taxierung solcher Verluste. 

IV 
PERSONENSCHADEN

A. Das medizinische Gutachten des Schadens

1. Nachweis der Verletzungen/ärztliche Untersuchung 

Wenn aufgrund eines Verkehrsunfalls eine Person verletzt wird, hat der Geschädigte Anspruch auf Entschädigung von der Versicherungsgesellschaft.. Im norwegischen Recht gibt es keine festgesetzte Grenze für die Höhe einer solchen Entschädigung. Der Geschädigte ist jedoch verpflichtet, den erlittenen Schaden nachzuweisen. Dies bedeutet, dass er den Schaden dokumentieren muss. 

BAL/SKL bilden die Grundlage für ein Entschädigungsverfahren. Man hat Recht auf Entschädigung für bereits erbrachte und künftige Mehraufwendungen, den bereits erlittenen und künftigen Einkommensverlust und eine Genugtuung. 

Die Regeln für die Abschätzung bei Personenschäden/dem Verlust des Familienversorgers setzt §6 des BAL fest (vgl. Kapitel 3 des SKL). 

Die Höhe der Entschädigung wird unter Berücksichtigung eines medizinischen Gutachtens ermittelt, das von einem Spezialisten auf dem entsprechenden Gebiet eingeholt wird. Das Gutachten umfasst sowohl den medizinischen, als auch den funktionellen Aspekt, wobei das Ausmaß der Verletzungen und ihre Art von großer Bedeutung sind. Dies geschieht, wenn sich der erlittene Schaden als dauerhaft erweist. In Norwegen wird dauernde Invalidität in % ermittelt, unter Berücksichtigung entsprechender Prozenttabellen. Auf dieser Grundlage werden sich der Geschädigte und die Versicherungsgesellschaft untereinander über den Umfang des Schadens einig. 

Der Geschädigte hat in diesem Zusammenhang die Pflicht, seinen Schaden meist möglich zu begrenzen und sich den neuen Umständen anzupassen. Dies bedeutet, dass der Verlust und die Entschädigung dem Ausmaß der erlittenen Schäden angemessen und unter den gegebenen Umständen gerechtfertigt sein muss. Es wird zum Beispiel erwartet, dass man sich der nötigen medizinischen Behandlung unterzieht, seine Arbeitskraft ausnutzt o. Ä.

B. DIE ENTSCHÄDIGUNG 

1. Die Definition der Entschädigungsarten

1.1. Die Entschädigung im Sinne des BAL, vgl. SKL 

1.1.1. Die Entschädigung für Mehraufwendungen §3-1 SKL

Diese Art der Entschädigung umfasst alle zusätzlichen Kosten, die der Geschädigte als Folge des erlittenen Schadens tragen muss. Ein typisches Beispiel stellen hier sowohl Behandlungskosten, wie Untersuchungen, Rehabilitationsaufenthalte und Physiotherapie als auch die damit verbundenen Reiseausgaben, Arzneimittel und die Deckung anderer Bedürfnisse, wie Hilfe im Haushalt und Entschädigung für beschädigte Kleidung und andere Folgen des Unfalls dar. Bei dieser Art von Entschädigung hat der Geschädigte auch Anspruch auf die Deckung von Ausgaben für juristischen Beistand. 

Die Mehraufwendungen müssen gerechtfertigt und notwendig sein. Unter ”gerechtfertigt” versteht man, dass deren Umfang angemessen sein muss. Die Notwendigkeit der Ausgaben muss aus objektiver Sicht dem erlittenen Schaden entsprechen. 

Alle öffentlichen Leistungen werden abgezogen.

1.1.2. Die Entschädigung für den erlittenen Einkommensverlust §3-1 SKL

Dieser Posten soll den als Folge von Arbeitsunfähigkeit erlittenen Verlust decken. 

Diese Art von Verlust wird so lange erstattet, bis der Geschädigte wieder arbeitsfähig ist oder bis zum Zeitpunkt, an dem es sich erweist, dass die Arbeitsunfähigkeit dauerhaft ist. Abgezogen werden alle öffentlichen Leistungen in Form von Pensionszahlungen und Auszahlungen von privaten Pensionsfonds und Versicherungsanstalten.

1.1.3. Die Entschädigung für den künftigen Einkommensverlust §3-1 SKL

Bei dauerhaftem Verlust der Arbeitsfähigkeit steht eine Entschädigung für den künftigen Einkommensverlust zu. Die Entschädigung wird für die Dauer des Schadens ausgezahlt, gewöhnlich bis das Pensionsalter erreicht wird. In Norwegen beträgt dieses Alter 67 Jahre. Die Einschätzung erfolgt unter Berücksichtigung der Fähigkeiten des Geschädigten, dessen Ausbildung, Arbeitserfahrung, des Alters und der Umschulungsmöglichkeiten. 

1.1.4. Die Entschädigung für körperliche Schäden §3-2 SKL 

Dieser Posten umfasst die Entschädigung für den Verlust der Lebensaussichten. Diese Art von Verlust ist nicht ökonomisch erfassbar, jedoch wird die Entschädigung aufgrund des festgestellten Invaliditätsgrades ermittelt. 

Es wird vorausgesetzt, dass aufgrund des Unfalls ein dauernder und erheblicher körperlicher Schaden verursacht worden ist. Normalerweise geht dies aus einem medizinischen Gutachten hervor, wenn sich der Schaden als dauerhaft erweist. Bei dauernder Invalidität unter 15% steht keine Entschädigung zu.

2. Die Ermittlung der Entschädigung 

2.1. Die Ermittlung der Entschädigung gemäß §3-1 und § 3- 2 SKL 


Die norwegische Rechtspraxis bei der Berechnung der Höhe der Entschädigungen ist sehr umfassend und würde ganzheitlich behandelt den Rahmen dieses Informationsblattes sprengen. Aus diesem Grund werden hier nur die Grundzüge der geltenden Vorschriften behandelt. In Zweifelsfällen sollte man sich mit der zuständigen Versicherungsgesellschaft in Kontakt setzen.

2.1.1. Die Ermittlung der Mehraufwendungen §3-1 SKL: 

Mehraufwendungen werden gemäß der vorliegenden Dokumentation gedeckt.

Wenn ein Bedarf für Behandlung, Hilfe usw. von Dauer ist, hat man auch Anspruch auf die Erstattung künftiger Ausgaben. Dieser Entschädigungsposten bleibt in norwegischen Rechtskreisen umstritten. Es liegen eine Reihe von Entscheidungen des Höchsten Gerichts auf diesem Gebiet vor. Die Diskussion betrifft die Höhe der Entschädigung, insbesondere die Frage, was in den einzelnen Fällen als notwendige und gerechtfertigte Mehraufwendungen angesehen werden soll. Hier muss jeder Fall individuell behandelt und das Bedürfnis auf die Notwendigkeit und Rechtfertigung hin untersucht werden. In Zweifelsfragen sollte man sich an die zuständige Versicherungsgesellschaft wenden.

Die Erstattung soll kapitalisiert werden. Der Prozentsatz beträgt 5%. In der unten stehenden Tabelle prüft man die Anzahl von Jahren, in der die Entschädigung ausgezahlt werden soll und multipliziert diese mit dem Faktor rechts. Weil es sich oft um jährliche Auszahlungen von verschiedenen Entschädigungsposten handelt, kann diese Berechnungsmethode oftmals umständlich erscheinen. In solchen Fällen kann die Höhe der Entschädigung schätzungsweise ermittelt werden. Die Tabelle kann jedoch als eine Art Richtlinie Anwendung finden.

Beispiele für den Gebrauch der Tabelle:: 

Der Geschädigte ist am Zeitpunkt des Unfalls 45 jähre alt. Der erlittene Schaden besteht in Schäden an Zähnen, die jedes 15. Jahr behandelt werden müssen. Die Behandlungskosten belaufen sich auf 15.000 Kronen. Die Kosten der ersten Behandlung sind bereits erstattet worden. Aufgrund des Alters kann mit 2 Behandlungen gerechnet werden. Man kapitalisiert also 15.000,- Kronen in 15 Jahren, Kapitalisierungsfaktor: 0,48101 = 7215,15 und 15.000,- Kronen in 30 Jahren, Kapitalisierungsfaktor: 0,23137 = 3470,55. Die Totalsumme der Entschädigung beläuft sich dann auf zirka 10.686,- Kronen.

INVERSE RENTETALL 5 % (Rediskonttabelle)

	Jahr
	Faktor
	Jahr
	Faktor
	Jahr
	Faktor
	Jahr
	Faktor
	Jahr
	Faktor

	1
	0,952381
	13
	0,530321
	25
	0,295303
	37
	0,164436
	49
	0,091564

	2
	0,907029
	14
	0,505068
	26
	0,281241
	38
	0,156605
	50
	0,087204

	3
	0,863838
	15
	0,481017
	27
	0,267848
	39
	0,149148
	51
	0,083051

	4
	0,822702
	16
	0,458112
	28
	0,255094
	40
	0,142046
	52
	0,079096

	5
	0,783526
	17
	0,436297
	29
	0,242946
	41
	0,135282
	53
	0,075330

	6
	0,746215
	18
	0,415521
	30
	0,231377
	42
	0,128840
	54
	0,071743

	7
	0,710681
	19
	0,395734
	31
	0,220359
	43
	0,122704
	55
	0,068326

	8
	0,676839
	20
	0,376889
	32
	0,209866
	44
	0,116861
	56
	0,065073

	9
	0,644609
	21
	0,358942
	33
	0,199873
	45
	0,111297
	57
	0,061974

	10
	0,613913
	22
	0,341850
	34
	0,190355
	46
	0,105997
	
	

	11
	0,584679
	23
	0,325571
	35
	0,181290
	47
	0,100949
	
	

	12
	0,556837
	24
	0,310068
	36
	0,172657
	48
	0,096142
	
	


2.1.2. Die Ermittlung des erlittenen Einkommensverlustes §3-1 SKL

Der erlittene Einkommensverlust wird inklusive Steuer berechnet (Bruttobetrag). Der Geschädigte muss sein Einkommen nach dem erlittenen Schaden dokumentieren und das wahrscheinliche Einkommen ohne Schaden nachweisen können. Der Geschädigte hat Anspruch auf die Erstattung der entstandenen Differenz. 

Beispiele für eine Dokumentation stellen bestätigte Einkommenssteuererklärungen, Auszüge aus den Unterlagen der Steuerbehörden, Lohnbelege, Erklärung des Arbeitgebers dar.

2.1.3. Die Ermittlung des künftigen Einkommensverlustes §3-1 SKL

Dieser Erstattungsposten bleibt, wie die künftigen Mehraufwendungen, in der Praxis heftig umstritten. Im Gegensatz zu Dänemark und Schweden gibt es in Norwegen keine Expertengruppe, die über den Invaliditätsgrad entscheidet. Dieser wird deshalb eher schätzungsweise ermittelt, abhängig von dem Zustand des Geschädigten und dessen Beruf. Da künftige Verluste voraussehbar sind, wird die Höhe der Entschädigung zum Gegenstand von Verhandlungen. Die Berechnungen des Geschädigten müssen von ihm jedoch glaubhaft gemacht werden. 

Der künftige Verlust wird als Nettoverlust berechnet, damit die Summe der Erstattung nicht als Einkommen versteuert wird. Bei der Ermittlung, wird, wie beim erlittenen Verlust, wird das wahrscheinliche Einkommen mit und ohne Schaden unter Betracht gezogen. Der Geschädigte muss, wie bereits erwähnt, seinen Verlust dokumentieren, also Einkommenssteuererklärungen, Auszüge aus den Unterlagen der Steuerbehörden, Lohnbelege, Erklärung des Arbeitgebers vorlegen. Anschließend werden die aus steuerrechtlichen Konsequenzen resultierenden Änderungen (Steuern, Abgaben) berücksichtigt. Die Differenz zwischen diesen Beträgen stellt den Nettoverlust dar.

Der Zukunftsverlust soll kapitalisiert werden. Der Prozentsatz ist auf 5% festgesetzt, sehe Tabelle. Man rechnet aus, wie lange der Schaden voraussichtlich Folgen haben wird, jedoch nicht länger als bis zum Pensionsalter. Anschließend findet man die entsprechende Anzahl von Jahren in der Tabelle und multipliziert diese mit dem Faktor rechts. 

Beispiel 1

Der Geschädigte ist 29 Jahre alt im Jahre 2002. Der Schaden hat dazu geführt, dass der Geschädigte nur in 80% der Planstelle arbeiten kann. Im Jahre 2040 wird er im Alter von 67 Jahren das Pensionsalter erreicht haben. 

Der Geschädigte würde ohne Schaden ein jährliches Einkommen ohne Schaden in Höhe von etwa 300.000,- Kronen und mit dem Schaden 240.000,- Kronen nachweisen. Alle Steuern und Abgaben werden abgezogen. In Norwegen beträgt dies für das Einkommen ohne Schaden 86.680 Kronen und mit Schaden 65.200,- Kronen. Es verbleiben also entsprechend 213.320 Kronen und 174.800 Kronen. 

Die Differenz beträgt 36.680,- Kronen. Wir finden nun den Kapitalisierungsfaktor: bis zum Pensionsalter verbleiben 38 Jahre: der Faktor beträgt also 17,289590. 

36.680 Kronen x 17,289590 = ungefähr 635.000,- Kronen. 

Beispiel 2

Der Geschädigte ist dieselbe Person. Dieses Mal ist der Schaden aber dermaßen erheblich, dass er aufgrund dessen seine ganze Arbeitsfähigkeit bis zum Pensionsalter verliert. Das Einkommen ohne Schaden würde wie gesagt 300.000 Kronen betragen. Eine Behindertenrente in Höhe von 100%. Zusätzlich stehen dem Geschädigten Mittel aus einem Pensionsfonds zu. Dies ergibt ein Einkommen in Höhe von schätzungsweise 198.000,- Kronen.

Die Steuern und Abgaben beim Einkommen ohne Schaden betragen 86.680,- Kronen und mit Schaden 35.760,- Kronen. Der Nettobetrag beläuft sich also auf 213.320,- Kronen ohne Schaden und 162.240,- Kronen mit Schaden. Dies ergibt einen jährlichen Verlust in Höhe von 40.980,- Kronen. Der Kapitalisierungsfaktor beträgt, wie im obigen Fall, 17,289590. Der totale Verlust ergibt also 710.000,- Kronen. 

In Zweifelsfragen sollte man sich auch hier an die zuständige Versicherungsgesellschaft wenden.

KAPITALISIERUNGSTABELLE (5%)

	JAHR
	FAKTOR
	JAHR
	FAKTOR
	JAHR
	FAKTOR
	JAHR
	FAKTOR
	JAHR
	FAKTOR

	1
	0,975900
	13
	9,625548
	25
	14,441996
	37
	17,123974
	49
	18,617400

	2
	1,905329
	14
	10,143089
	26
	14,730182
	38
	17,284447
	50
	18,706757

	3
	2,790499
	15
	10,635984
	27
	15,004644
	39
	17,437278
	51
	18,791859

	4
	3,633518
	16
	11,105409
	28
	15,266038
	40
	17,582831
	52
	18,872909

	5
	4,436393
	17
	11,552480
	29
	15,514984
	41
	17,721454
	53
	18,950099

	6
	5,201037
	18
	11,978262
	30
	15,752075
	42
	17,853475
	54
	19,023613

	7
	5,929268
	19
	12,383769
	31
	15,977876
	43
	17,979210
	55
	19,093627

	8
	6,622822
	20
	12,769966
	32
	16,192925
	44
	18,098957
	56
	19,160307

	9
	7,283350
	21
	13,137772
	33
	16,397733
	45
	18,213002
	57
	19,223811

	10
	7,912424
	22
	13,488064
	34
	16,592789
	46
	18,321616
	
	

	11
	8,511542
	23
	13,821675
	35
	16,778556
	47
	18,425058
	
	

	12
	9,082130
	24
	14,139400
	36
	16,955477
	48
	18,523575
	
	


2.2. Die Ermittlung der Entschädigung für körperliche Schäden

Die Höhe der Entschädigung wird unter Berücksichtigung des Alters, des Schadenumfangs und des von der Sozialversicherungsanstalt (Folketrygden) jedes Jahr festgesetzten Grundbetrages ermittelt. Die Basis für die Berechnung bildet der Grundbetrag im Zeitpunkt der Abrechnung und das Alter zum Zeitpunkt des Schadens. Der Grundbetrag beläuft sich zur Zeit auf 54.170 norwegische Kronen. 

Die Benachteiligungsentschädigung ist mit der Kategorie verbunden, die man an Hand des Invaliditätsgrades aus der Tabelle ermittelt. Die Tabelle ist von der Sozialversicherungsanstalt  entwickelt worden und findet hauptsächlich bei Arbeitsunfällen Anwendung, jedoch kann sie auch bei Verkehrsunfällen angewendet werden. Die jeweilige Kategorie entscheidet darüber, wie hoch der Anteil des Grundbetrages die Basis für die Berechnungen bilden soll. Die Tabelle befindet sich darunter. 

Die Entschädigung soll kapitalisiert werden. Hier wird die Kapitalisierungstabelle für Benachteiligungsschäden angewendet, die das Alter, das Geschlecht und den Kapitalisierungsfaktor für die Berechnung der Entschädigung berücksichtigt, vgl. Tabelle unten. 

Zum Schluss wird der dritte Teil des ausgerechneten Betrages hinzugerechnet. 

Beispiel 1 

Der Geschädigte war zum Zeitpunkt des Unfalls 27 Jahre alt und hat einen Invaliditätsgrad in Höhe von 20% erlitten. Dies weist auf eine Entschädigung aus der 1. Gruppe hin, also 7% des Grundbetrages. Die Abrechnung geschieht heute. Die Entschädigung beträgt in einem solchen Fall:

7% von 54.170 = 3791,9 x Kapitalisierungsfaktor 18.42 = 69.847 + 1/3 Zulage 23.282 =    93.129.

Beispiel 2 

Der Geschädigte war zur Zeit des Unfalls 18 Jahre alt. Der Grad der dauernden Invalidität ist auf 55% festgesetzt worden. Dies entspricht der 5. Gruppe, also 33% des Grundbetrages. Die Abrechnung wird heute vorgenommen. Die Entschädigung beträgt:

33% von 54.170 = 17.876,1 x Kapitalisierungsfaktor 19.11 = 341.612 + 1/3 Zulage 113.871 =   455.483 

Entschädigungstabelle:

	Gruppe
	Grad der dauernden Invalidität
	Entschädigung


	0
	Unter 15%
	Keine Entschädigung

	1
	15 - 24%
	7% des Grundbetrages

	2
	25 - 34%
	12% des Grundbetrages

	3
	35 - 44%
	18% des Grundbetrages

	4
	45 - 54%
	25% des Grundbetrages

	5
	55 - 64%
	33% des Grundbetrages

	6
	65 - 74%
	42% des Grundbetrages

	7
	75 - 84%
	52% des Grundbetrages

	8
	85 - 100%
	63% des Grundbetrages

	9
	Bedeutend größere Folgen
	

	
	als bei 100%
	75% des Grundbetrages


	Entschädigungstabelle 5%                                     Quelle: Ju§ystemer As

	
	Mann
	Frau
	
	Mann
	Frau
	
	Mann
	Frau

	0
	19,71
	19,94
	34
	16,78
	17,65
	68
	08,89
	09,44

	1
	19,67
	19,91
	35
	16,63
	17,52
	69
	08,59
	09,08

	2
	19,62
	19,88
	36
	16,47
	17,39
	70
	08,29
	08,73

	3
	19,58
	19,85
	37
	16,32
	17,25
	71
	07,99
	08,38

	4
	19,53
	19,81
	38
	16,17
	17,10
	72
	07,69
	08,03

	5
	19,48
	19,77
	39
	16,02
	16,95
	73
	07,39
	07,68

	6
	19,42
	19,74
	40
	15,86
	16,79
	74
	07,10
	07,33

	7
	19,37
	19,70
	41
	15,69
	16,63
	75
	06,81
	06,98

	8
	19,31
	19,65
	42
	15,52
	16,46
	76
	06,54
	06,64

	9
	19,25
	19,61
	43
	15,34
	16,29
	77
	06,28
	06,31

	10
	19,18
	19,56
	44
	15,15
	16,10
	78
	06,04
	05,98

	11
	19,12
	19,51
	45
	14,93
	15,91
	79
	05,80
	05,67

	12
	19,04
	19,46
	46
	14,73
	15,71
	80
	05,57
	05,37

	13
	18,97
	19,41
	47
	14,51
	15,50
	81
	05,34
	05,07

	14
	18,89
	19,35
	48
	14,27
	15,29
	82
	05,10
	04,79

	15
	18,81
	19,29
	49
	14,03
	15,08
	83
	04,85
	04,53

	16
	18,74
	19,24
	50
	13,78
	14,85
	84
	04,59
	04,27

	17
	18,66
	19,18
	51
	13,53
	14,62
	85
	04,34
	04,01

	18
	18,58
	19,11
	52
	13,27
	14,38
	86
	04,11
	03,77

	19
	18,50
	19,05
	53
	13,01
	14,12
	87
	03,90
	03,54

	20
	18,41
	18,98
	54
	12,75
	13,86
	88
	03,72
	03,32

	21
	18,33
	18,91
	55
	12,49
	13,59
	89
	03,55
	03,09

	22
	18,23
	18,84
	56
	12,23
	13,32
	90
	03,39
	02,89

	23
	18,14
	18,76
	57
	11,97
	13,03
	91
	03,22
	02,69

	24
	18,04
	18,68
	58
	11,71
	12,74
	92
	03,04
	02,52

	25
	17,94
	18,60
	59
	11,45
	12,44
	93
	02,85
	02,33

	26
	17,83
	18,51
	60
	11,18
	12,14
	94
	02,61
	02,15

	27
	17,72
	18,42
	61
	10,91
	11,82
	95
	02,32
	01,96

	28
	17,60
	18,32
	62
	10,64
	11,50
	96
	02,07
	01,76

	29
	17,48
	18,22
	63
	10,36
	11,17
	97
	01,86
	01,61

	30
	17,35
	18,12
	64
	10,07
	10,83
	98
	01,67
	01,47

	31
	17,21
	18,01
	65
	09,78
	10,49
	99
	01,52
	01,35

	32
	17,07
	17,89
	66
	09,48
	10,14
	100
	01,38
	01,24

	33
	16,93
	17,77
	67
	09,19
	09,79
	
	
	


2.3. Die Entschädigung für Kinder unter 16 Jahren - §3-2a 

Kinder im Alter von bis zu 16 Jahren erhalten in Norwegen eine sog. Standardentschädigung. Diese soll sowohl den Einkommensverlust, als auch entstandene körperliche Schäden decken.  Bei 100% Invalidität ergibt die Entschädigung den 40-fachen Grundbetrag. Falls der Grad der dauernden Invalidität niedriger ist, wird die Entschädigung entsprechend reduziert. Bei Invalidität unter 15% steht keine Entschädigung zu.

Die Basis für die Berechnungen soll der Grundbetrag bilden. Die Entschädigung wird nicht diskontiert. 

Beispiel 

Ein Kind hat einen Grad der dauernden Invalidität von 25% erlitten. Der 40-fache Grundbetrag ergibt 2.166.800 Kronen. 25% davon beträgt 541.700,- Kronen, die als Entschädigung ausgezahlt werden. 

2.4. Der Verlust des alleinigen Familienernährers

Die Rechtsgrundlage für die Entschädigung beim Verlust des Ernährers findet man im § 3-4 des SKL. 

”Die Entschädigung für den Verlust des Ernährers steht im Todesfall demjenigen oder denjenigen zu, für deren Unterhalt der Verstorbene zum Todeszeitpunkt teilweise oder ganz sorgte. Recht auf die Entschädigung haben auch Personen, die zum Todeszeitpunkt nicht vom Verstorbenen versorgt werden mussten, deren Versorgung aber in naher Zukunft erwartet werden konnte. Die Entschädigung wird unter Berücksichtigung des Umfangs der Versorgung und der Möglichkeiten des Ernährers für die Deckung dieser Bedürfnisse ermittelt. Die Entschädigung wird für jeden Berechtigten getrennt berechnet. Die Entschädigung soll auch die Ausgaben für die Beerdigung und andere mit dem Todesfall verbundenen, begründeten Ausgaben enthalten”.

Die Entschädigung für den verbliebenen Ehepartner oder Lebensgefährten wird aufgrund des Beitrags des Verstorbenen zur Versorgung und der Möglichkeiten des Verbliebenen zur Selbstversorgung ermittelt.

Höhere Erwartungen werden an Personen gestellt, die jung sind und Aussichten auf eine Arbeitsstelle haben als an Fünfzigjährige ohne Arbeitsstelle und Ausbildung.

Die Entschädigung wird auf der Grundlage der Einkommen vor und nach dem entstandenen Schaden berechnet, wo auch Rücksicht auf feste Ausgaben genommen wird. Bei der Festlegung der Entschädigung für die verbliebenen werden eventuelle staatliche und private Pensionszahlungen abgezogen. Es wird angenommen, dass jedem der Partner 50% des Nettoeinkommens zukommt. 

Das angewendete Berechnungsmodell wird beigelegt. 

Über die Entschädigung für den Verlust des alleinigen Familienernährers hinaus kann auch Anspruch auf Entschädigung für die vom Verstorbenen im Hausarbeit verrichtete Arbeit erhoben werden. Die Entschädigung wird schätzungsweise ermittelt, wobei man Aufgaben berücksichtigt, für deren Ausführung der Verstorbene verantwortlich war, und die vom Verbliebenen alleine nicht ausgeführt werden können. 

Bei Familien, in denen der Verstorbene oder beide Partner ein hohes Einkommen hatten, werden lediglich die Grundbedürfnisse gedeckt, keine Luxusausgaben. 

Den Kindern zustehende Entschädigungen nach dem Verlust des alleinigen Familienernährers  

Die Entschädigung für die Kinder des Verstorbenen wird auf der gleichen Grundlage, wie beim Ehepartner ermittelt, jedoch ist die Verteilung des disponiblen Nettoeinkommens unterschiedlich. Sie stützt sich auf die Rechtspraxis und, wenn eine Familie aus 2 Erwachsenen und 2 Kindern besteht, kommt je 1/3 jedem der Erwachsenen und 1/3 den Kindern zu.

Aus Gerichtsentscheidungen geht hervor, dass die Versorgung eines Kindes in den meisten Fällen bis zum vollendeten 19 Lebensjahr dauert.

Das Höchste Gericht hat auch ein Urteil gefällt, aus dem hervorgeht, dass Kinder in bestimmten Fällen Anspruch auf Entschädigung für den erlittenen Verlust der elterlichen Fürsorge haben. Diese Entschädigung ist schätzungsweise auf 50.000 Kronen für Kinder unter 10 Jahren und 25.000 Kronen für Jugendliche bis zum vollendeten 19 Lebensjahr festgesetzt.
Öffentliche Leistungen/Pensionsleistungen von anderen Institutionen

Im Todesfall hat der Ehepartner Anspruch auf Rente. Kindern steht Kinderrente zu und es wird Beihilfe für jedes zusätzliche Kind ausgezahlt. Diese Renten werden vom Entschädigungsbetrag abgezogen. Die o.g. Leistungen sind nicht regresspflichtig.

2.5. Die Ermittlung der Entschädigung und der Steuer

Die Entschädigung für den erlittenen Verlust des alleinigen Familienernährers wird bis zum Abrechnungszeitpunkt berechnet. Künftiger Verlust wird mit 5% für den von der Versicherungsgesellschaft garantierten Zeitraum diskontiert, jedoch nicht länger als bis zum Zeitpunkt, an dem der verstorbene das Pensionsalter (67 Jahre) erreicht hätte.

Entschädigungen für den Verlust des Familienernährers sind nicht einkommenssteuerpflichtig.

2.6. Arbeitsunfall

Falls der Schaden während der Arbeitszeit entsteht und als Arbeitsunfall anerkannt wird, wird die Verkehrsversicherungsgesellschaft für den Schaden haftbar gemacht und diese muss den Schaden beheben und eine Entschädigung gemäß den Bestimmungen der zwischen den Gesellschaften abgeschlossenen Vereinbarung auszahlen. Der Geschädigte hat das Recht auf die höchstmögliche Entschädigung, die entweder aufgrund des BAL/SKL oder der Arbeitsunfälle behandelnden Vorschriften berechnet wird. 

2.7. Steuerlicher Verlust

Bei Entschädigungen, die aus künftigem Verlust durch den Tod des Ernährers, den künftigen Ausgaben und Einkommensverlusten resultieren, hat der Geschädigte neben der Entschädigungssumme auch Anspruch auf einen Ausgleich der steuerlichen Verluste. Dieser Ausgleich soll die Einkommenssteuer für die Entschädigung kompensieren. Voraussetzung bei einer solchen Berechnung ist eine angemessene Anlage der ausgezahlten Entschädigung. Als Beispiele seien Immobilienkauf oder eine Abbezahlung eventueller Schulden genannt. Eine Lebensrente stellt ebenfalls eine angemessene Alternative dar. Außerdem wird in der Regel ein Teil der Mittel in einer Bank deponiert. Der Zuschlag kann im Falle einer Entschädigung zwischen 6-8% und 20-25% variieren. 

3 Wiederaufnahmeverfahren 

Bei Wiederaufnahmeverfahren findet § 36 der Vertragsbedingungen (avtaleloven) Anwendung


”Ein Vertrag kann ganz oder teilweise geändert werden, wenn dessen Rechtskrafterlangung nicht gerechtfertigt ist oder dessen Bestimmungen den Anstandsnormen nicht entsprechen sollten. Dies gilt ebenfalls für einseitig bindende Verpflichtungen.”

Bei Entscheidungen werden nicht nur die Bestimmungen des Vertrags, die Einstellung der Parteien und die Umstände beim Abschluss des Vertrages, sondern auch später eintretende Umstände berücksichtigt. 

Die in den Absätzen 1 und 2 erfassten Regeln gelten, wenn ”die im Handel oder auf anderen Gebieten üblichen Handhabungen juristisch nicht gerechtfertigt sind”.

Bei Anspruch auf ein Wiederaufnahmeverfahren nehmen die Versicherungsgesellschaften eine restriktive Haltung in den Fällen ein, in denen eine Entschädigung bereits ausgezahlt worden ist. Voraussetzung für die Wiederaufnahme eines Verfahrens ist eine wesentliche Verschlechterung des medizinischen Zustands oder eine Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit. 

Ebenfalls die gefällten Gerichtsentscheidungen weisen auf eine restriktive Haltung gegenüber dem Wiederaufnahmeverfahren.

Beim Anspruch auf ein Wiederaufnahmeverfahren muss der Geschädigte ein medizinisches Gutachten vorlegen, aus dem hervorgeht, welche Ursachen der Verschlechterung seines Gesundheitszustands und deren Einfluss auf seine Arbeitsfähigkeit zu Grunde liegen. Bei Beschluss über die Wiederaufnahme des Verfahrens besteht die Grundlage für eine Entschädigung sowohl für körperliche Schäden, als auch für die Arbeitsunfähigkeit.
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